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Auszug aus der Rede des Vorsit-
zenden des Verwaltungsaus-
schusses
Ich möchte in meinem folgenden 
Bericht Aufschluss darüber geben, 
wo unser Versorgungswerk heute, 
nach den vielen turbulenten Jahren 
der eigentlich permanenten Krise 
steht und ob und wie es gelungen 
ist, den verschiedenen Anwürfen zu 
widerstehen und die eigenen Not-
wendigkeiten so zu vertreten und 
durchzusetzen, dass das Bild eines 
ordnungsmäßigen Geschäftsbetriebs 
gezeichnet werden kann. Dabei 
möchte ich meinen Vortrag anhand 
der Kategorien eines Risikomanage-
mentsystems ordnen, wie es für uns 
bereits in Teilen zur Anwendung 
kommt. Auf diese Weise mache ich 
Sie ausschnittsweise mit unserer Ver-
sion eines Risikomanagementsys-
tems bekannt und benutze diese 
Struktur gleichzeitig, um Ergebnisse 
und Inhalte unserer Arbeit zu vermit-
teln. Risikomanagement stellt einen 
kontinuierlichen Prozess zur Identifi-
kation, Bewertung, Steuerung und/
oder Kontrolle von Risiken sowie 
deren Berichterstattung dar. Gerade 

Vorstandsüberweisung
Beschluss  23:
Einführung einer Krankenversicher-
tenchipkarte für Asylbewerber

in einer solchen Struktur wie der 
Sächsischen Ärzteversorgung mit der 
ständigen Interaktion von Ehrenamt 
und Verwaltung müssen die Träger 
der Verantwortung ein originäres 
Interesse an diesen Prozessen haben. 
Risiken des Versicherungsbetriebs 
finden sich unter anderen im Bereich 
EDV und Aktenführung und wurden 
im letzten Jahr mit der vollständigen 
Implementierung unserer neuen Mit-
gliederverwaltung und eines Doku-
mentenmanagementsystems redu-
ziert. Operationelle Risiken konnten 
minimiert werden, indem Aufgaben 
wieder vermehrt in der Einrichtung 
selbst bearbeitet wurden, statt auf 
Fremdanbieter zu vertrauen. Neben 
einem messbaren Ergebnisbeitrag 
führte dies zu einer Erhöhung des 
Vertrauens der Mitarbeiterschaft in 
die eigene Kraft.
Risiken des Mitglieder- und Rentner-
bestandes haben uns seit der Verar-
beitung der neuen „Heubeck'schen 
Sterbetafeln“ im Jahr 2008 nicht 
mehr so beschäftigt wie vergange-
nes Jahr. So standen Überlegungen 
im Mittelpunkt, inwieweit die 
Grundlagen und Annahmen unserer 
Versicherungsmathematik angesichts 
der bekannten Lage an den Kapital-
märkten mit insbesondere dem 
anhaltenden Niedrigzinsumfeld noch 

Alle Satzungen werden im Mittelhef-
ter unter „Amtliche Bekanntma-
chungen“ in diesem Heft auf den 
Seiten 281 bis 288 bekannt gemacht. 
Alle Beschlüsse finden Sie im vollen 
Wortlaut im Internet unter www.
slaek.de

Bekanntmachung der Termine
Die 51. Tagung der Kammerver-
sammlung findet am Sonnabend, 
dem 8. November 2014, im Plenar-
saal der Sächsischen Landesärzte-
kammer statt.
Der 25. Sächsische Ärztetag /die 
52. (konstituierende) Tagung der 
Kammerversammlung werden am 
Freitag, dem 12. Juni 2015, und 
Samstag, dem 13. Juni 2015, in  
der Sächsischen Landesärztekammer 
durchgeführt.

Knut Köhler M.A.
Leiter Presse- und Öffentlichkeitsarbeit

zeit- und sachgerecht sind. Eine der 
ganz wesentlichen Stellgrößen dabei 
ist der sogenannte Rechnungszins. 
Besser als Herr Walddörfer, unser 
Versicherungsmathematiker im Ver-
waltungsausschuss, kann man es 
wohl nicht ausdrücken: „Der Rech-
nungszins im offenen Deckungsplan-
verfahren stellt keinen Garantiezins 
im Sinne der Lebensversicherung dar. 
Vielmehr ist er als Vorwegnahme 
zukünftiger Gewinne zu interpretie-
ren. Daher stellt ein vereinzeltes Ver-
fehlen dieser Zielrendite noch keine 
Gefahr für die dauernde Erfüllbarkeit 
der Verpflichtungen dar. Vor dem 
Hintergrund der aktuellen Kapital-
marktsituation kann jedoch nicht in 
ausreichendem Maße sichergestellt 
werden, dass eine Verzinsung von  
4 % auch zukünftig regelmäßig er
reicht werden kann.“

Unser Rechnungszins beträgt seit 
Gründung des Werkes 4%. Nun ist 
aber der Rechnungszins kein Natur-
gesetz, sondern eine auch historisch 
zu erklärende Größe. So war es in 
der ferneren Vergangenheit, damit 
meine ich den Zeitraum bis etwa zur  
Jahrtausendwende, nicht nur quasi 
immer möglich, 4 % Rendite auf ein 
Vermögen, auf einen Deckungsstock, 
sicher zu erzielen, sondern es han-
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delte sich über viele Jahrzehnte um 
eine Größenordnung, bei der bereits 
ein Sicherheitsabschlag auf Renditen 
von als sehr sicher angesehenen 
Anlagen vorgenommen worden war. 
Die Zeiten haben sich in diesem 
Punkt tatsächlich in Richtung Nied-
rigzins geändert. Sollten wir das Ver-
mögen der Sächsischen Ärzteversor-
gung also zum Beispiel zu wesent
lichen Teilen in als sicher geltende 
zehnjährige Bundesanleihen zu 
einem aktuellen Zins von etwa 1,5 % 
p.a. investieren, entsteht eine kriti-
sche Differenz zwischen langfristig 
erforderlichem Zins und den erziel-
ten Gewinnen. Diese Lücke zwischen 
Anspruch und Wirklichkeit kann im 
Ernstfall dazu führen, dass Renten 
und Anwartschaften in ihrer Höhe 
nicht beibehalten werden können. 
Ein Beispiel, wie diese Verhältnisse 
auch anderen Systemen zu schaffen 
machen, ist die private Versiche-
rungswirtschaft, die den sogenann-
ten Garantiezins für Neuverträge 
zum Januar kommenden Jahres auf 
1,25 % absenken muss. Der Verwal-
tungsausschuss hat deshalb bereits 
seit Längerem nach Wegen zur Ent-
spannung der Lage gesucht. Unter 
tätiger Mithilfe des Aufsichtsaus-
schusses und der Verwaltung wurde 
die aktuelle Situation, insbesondere 
die versicherungsmathematische Auf
stellung unseres Versorgungswerkes 
analysiert und die Entscheidung 
getroffen, den Rechnungszins auf 
3,5 % abzusenken. Damit wird es 
uns auf der Seite der Kapitalanlage 
deutlich besser möglich sein, zu 
investieren, ohne unvertretbar große 
Risiken eingehen zu müssen. Uns 
kam dabei zugute, dass ohnehin 
eine Überprüfung unserer versiche-
rungsmathematischen Grundlagen 
anstand. Das Versorgungswerk ist 
den Kinderschuhen entwachsen und 
verschiedene Annahmen der Grün-
derzeit erscheinen heute in einem 
anderen Licht. Damals war die Ent-
wicklung vieler Sachverhalte schwer 
abschätzbar, weshalb pauschale und, 
wie wir heute wissen, recht konser-
vative Annahmen getroffen wurden. 
Wir sind den Gründervätern für die-
ses Vorgehen dankbar, denn nichts 
hätte unser System mehr diskredi
tieren können als zu unvorsichtige 

Annahmen. Unser Versicherungsma-
thematiker Herr Walddörfer hat das 
gesamte Regelwerk auf den Prüf-
stand und viele bisherige Normen in 
Frage gestellt. Dies geschah, und das 
betone ich hier ausdrücklich, unter 
Wahrung des Primats der Sicherheit 
unserer Rechnungsgrundlagen. Bei-
spielhaft möchte ich die Art der 
Bestimmung der Rückstellung für 
Hinterbliebenenrenten, Waisenren-
ten und Kindergeldzahlungen nen-
nen. Diese Pauschalen im versiche-
rungstechnischen Geschäftsplan 
wurden auf andere Bezugsgrößen 
umgestellt, was wesentlich sachge-
rechter ist. Damit wurden letztlich in 
der Deckungsrückstellung Reserven 
freigesetzt, die zur Absenkung des 
Rechnungszinses Verwendung fin-
den konnten. Ich will an dieser Stelle 
nochmals und abschließend zu die-
sem Thema unseren Aktuar Herrn 
Walddörfer zitieren, der die Ände-
rungen in unserer Systematik so zu
sammenfasste: „Die Absenkung des 
Rechnungszinses von 4 auf 3,5 % 
erfolgt durch die Verlagerung versi-
cherungstechnischer Sicherheitspuf-
fer vom Risiko 'Bestands- und Bei-
tragsänderung' hin zum Risiko 
'Zins'.“ Es lässt sich damit die durch-
aus komfortabel zu nennende Situa-
tion feststellen, dass wir eine Ände-
rung des Rechnungszinses ohne Ein-
griffe in die Leistungssystematik um
setzen konnten.

Rechtliche Risiken haben sich mehr 
ergeben, als uns tatsächlich gelegen 
sein kann. Die Rechtsprechung des 
Bundessozialgerichts zur Befreiung 
von Ärzten von der Versicherungs-
pflicht in der gesetzlichen Rentenver-
sicherung vom Oktober 2012 hat vor 
allem dazu geführt, dass sich unsere 
Kollegen sehr viel häufiger, nämlich 
faktisch mindestens bei jedem Wech-
sel des Arbeitgebers, ihre Befreiung 
bestätigen lassen mussten und müs-
sen. Nun gab es im April dieses Jah-
res die Entscheidung, dass ange-
stellte Anwälte nicht aus der Ver
sicherungspflicht bei der Rentenver-
sicherung Bund zu entlassen sind. 
Dieses Urteil erging zwar für die 
Anwaltschaft, berührt aber Existenz
grundlagen aller Versorgungswerke 
und es muss deshalb sehr gründlich 

abgewogen werden, wie darauf zu 
reagieren ist. Wir empfangen auch 
aus unserer Mitgliedschaft die Sig-
nale, die die Besorgnis ausdrücken, 
dass der Ärzteschaft Ähnliches 
widerfahren könnte wie den Anwäl-
ten. Seien Sie versichert, dass die 
Sächsische Ärzteversorgung auch 
mithilfe der berufspolitischen Schlag-
kraft unseres Präsidenten ihren Ein-
fluss geltend macht und machen 
wird, um unsere Positionen so zu 
vertreten, dass auch langfristig der 
Bestand und die Leistungsfähigkeit 
der Versorgungswerkelandschaft ge
wahrt bleiben. Nach unserer Über-
zeugung ist es nach den ergangenen 
Urteilen und der Vorgeschichte der 
Problematik bei den Juristen von 
besonderer Bedeutung, den Begriff 
der ärztlichen Tätigkeit möglichst 
rasch zu definieren, oder besser 
gesagt, diese Definition zu präzisie-
ren. Die Befreiung von der Renten-
versicherungspflicht in der gesetzli-
chen Versicherung erfolgt nämlich 
für eine bestimmte Tätigkeit. Es kann 
dabei nicht sein, dass uns Ärzten per 
Sozialgesetzbuch oder nach der 
Macht des Faktischen Tätigkeitsfel-
der zugeordnet werden, die tatsäch-
lich mitunter nicht mehr unmittelbar 
am Patient verortet sind, die aber für 
das Funktionieren moderner Medizin 
und ihrer Einrichtungen essentiell 
sind und diese dort tätigen Kollegen 
dann nicht mehr zugunsten des Ver-
sorgungswerkes befreit werden kön-
nen sollen. Der Bestand der berufs-
ständischen Werke ist durch die 
Urteile nicht per se in Frage gestellt. 
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Wir unterstützen die Arbeiten in der 
Bundesärztekammer zur Klarstellung 
der Definition ärztlicher Tätigkeit. 
Wir favorisieren als Sächsische Ärzte-
versorgung die Verankerung dieser 
Definition in einem Bundesgesetz, 
da auch die Deutsche Rentenversi-
cherung auf dieser Ebene agiert.
Meine Berichterstattung hat in den 
Vorjahren oft unter dem Gesichts-
punkt der Betrachtung der Vermö-
gensrisiken gestanden. Der heutige 
Überblick über die großen Anla-
gesegmente zeigt, dass es gelungen 
ist, den Anteil der Papiere im Direkt-
bestand, die zu ihrem Buchwert 
bilanziert werden, stabil zu halten. 
Damit reduzieren wir Bewertungsrisi-
ken und erreichen eine Verstetigung 
der Vermögensentwicklung und der 
Renditen.

Auch wenn die Aktienmärkte derzeit 
Höchststände bejubeln, so darf dies 
den Blick auf die Tatsache nicht ver-
stellen, dass diese Entwicklung in 
erster Linie liquiditätsgetrieben ist, 
was bei der Politik des billigen Gel-
des der Zentralbanken dieser Welt 
nicht verwundern kann. Auch fehlen 
vielen Investoren Anlagealternativen. 
Inwieweit diese Indexstände nach-
haltig sein werden sei dahingestellt. 
Ohne Pessimist sein zu wollen, sollte 
man die zunehmende Fallhöhe 
wahrnehmen und versuchen, das 
Sprungtuch, in das man in einer 
eventuellen Abwärtsbewegung gern 
fallen möchte, beständig an die Be
dürfnisse anzupassen. 
Einer unserer Vorteile bei der Anbah-
nung und Abwicklung von Geschäf-
ten ist die ständige Verfügbarkeit 
einer hohen Menge Eigenkapital, der 
andere wesentliche Vorteil, der von 

unseren Partnern sehr geschätzt 
wird, sind unsere kurzen Entschei-
dungswege. Dies ist gerade beim 
Immobilienerwerb von großer Be
deutung. Nach Klärung der Rahmen-
bedingungen für die Investments im 
Vorfeld sind die Verantwortlichen 
unserer Verwaltung kurzfristig auf 
der Reise zu den Standorten der 
Immobilien überall in Europa und 
können binnen Tagen den Verkäu-
fern konkretes Interesse signalisieren. 
So nimmt es nicht Wunder, dass wir 
auch in dieser angespannten Kapital-
marktsituation im vergangenen Jahr 
überdurchschnittlich in Immobilien 
investieren konnten. Dabei sind die 
Investments handverlesen und wer-
fen auch ohne Einrechnung von even
tuellen Bewertungsreserven durch-
weg über 4 % Rendite ab.

Mit der Herleitung der Höhe der Net-
toverzinsung des Vermögens für das 
vergangene Geschäftsjahr möchte 
ich Sie auch ein wenig beruhigen. 
Noch sind bei besonnener Anlagepo-
litik, auch ohne das Eingehen nicht 
akzeptabler Risiken, 4 % und mehr 
erzielbar, allerdings muss dafür ein 
hoher Aufwand betrieben werden. 
Wir hoffen und wünschen uns, dass 
wir Ihnen auch in den Folgejahren 
ein derartiges Ergebnis werden prä-
sentieren können. Das lässt die Ab
senkung des Rechnungszinses kei-
nesfalls überflüssig erscheinen, 
kommt doch bei dadurch erhöhtem 
Sicherheitsniveau jeder Überzins der 
gesamten Versichertengemeinschaft 
zugute. 
Ich danke den Mitarbeitern der Ver-
waltung sowie den Aktiven im 
Ehrenamt ganz herzlich für ihr Tun 
im gemeinsamen Interesse.

Beschlüsse der 27. Erweiterten 
Kammerversammlung
Beschluss Nr. SÄV 1/27/2014
Rentenbemessungsgrundlage/Ren-
tendynamisierung 2015 (einstimmig 
bestätigt)
Wortlaut: „Die Rentenbemessungs-
grundlage für das Jahr 2015 beträgt 
40.745,00 Euro. Die am 31. Dezem-
ber 2014 laufenden Versorgungsleis-
tungen werden zum 1. Januar 2015 
mit 1% dynamisiert.“

Beschluss Nr. SÄV 2/27/2014
Jahresabschluss 2013 mit Jahres-
abschlussbilanz und Entlastung 
der Gremien (einstimmig bestätigt)
Wortlaut: „Die Tätigkeitsberichte des 
Verwaltungsausschusses und des 
Aufsichtsausschusses der Sächsi-
schen Ärzteversorgung 2013 werden 
bestätigt. Der Jahresabschluss 2013 
wird entgegengenommen und fest-
gestellt. Der Bericht über die Prüfung 
für das Rechnungsjahr 2013 wird 
bestätigt. Dem Verwaltungsaus-
schuss und dem Aufsichtsausschuss 
der Sächsischen Ärzteversorgung 
wird Entlastung für das Geschäfts-
jahr 2013 erteilt.“

Beschluss Nr. SÄV 3/27/2014
3. Satzung zur Änderung der Sat-
zung der Sächsischen Ärztever-
sorgung (einstimmig bestätigt)
Die Satzungsänderungen wurden 
einstimmig beschlossen und werden 
im vollen Wortlaut im „Ärzteblatt 
Sachsen“ 7/2014 sowie im „Deut-
schen Tierärzteblatt“ 8/2014 veröf-
fentlicht.

Dr. med. Steffen Liebscher
Vorsitzender des Verwaltungsausschusses

Dipl.-Ing.oec. Angela Thalheim
Geschäftsführerin
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